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Tagesordnungspunkt

Ist Dortmund die Hochburg der Ausländerkriminalität?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

der Rat der Stadt Dortmund beauftragte am 10.12.2015 die Verwaltung einen Masterplan 
„Kommunale Sicherheit“ zu erarbeiten. Nach Angaben der Verantwortlichen soll dieser 
Masterplan einen „stetigen Diskussionsprozess über die weitere Verbesserung der Si-
cherheit des öffentlichen Raums“ anstoßen. Die AfD-Fraktion begrüßt zwar, dass sich die 
Stadt Dortmund einer sicherheitspolitischen Gesamtstrategie für Dortmund verschreibt, 
bemängelt aber, dass wesentliche Aspekte einer erfolgreichen städtischen Sicherheitsar-
chitektur unbearbeitet bleiben.

Insbesondere der Bereich „Zuwanderung/Integration“ (S. 43-45) wird durch die Verant-
wortlichen um den Ordnungsdezernenten Norbert Dahmen nur unzulänglich bearbeitet. 
Während sicherheitsrelevante Abschiebungen von ausreisepflichtigen Ausländern, die be-
reits strafrechtlich in Erscheinung getreten sind, mit keinem Wort erwähnt werden, liegt der 
Fokus der Stadtverwaltung auf der Integration von Zuwanderern. So heißt es in dem städ-
tischen Sicherheitspapier, dass man einer Veränderung des öffentlichen Raums durch 
Zuwanderer „zivilgesellschaftlich“ begegnen müsse, damit diese Veränderung nicht zu 
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„Alltagsirritationen vor Ort“ führe. Die Stadtverwaltung verharmlost hierbei das Problem der 
Ausländerkriminalität. Eine Kleine Anfrage (Drucksache 17/4673) im Düsseldorfer Landtag 
ergab für Dortmund folgende Zahlen: Laut Landesregierung waren im 1. Halbjahr 2018 bei
insgesamt 21 Sexualdelikten Zuwanderer tatverdächtig und die Opfer deutscher Herkunft. 
Bei 22 Raubdelikten waren Zuwanderer tatverdächtig und die Opfer Einheimische. Zu-
wanderer waren bei 277 Körperverletzungsdelikten an nichtzugewanderten Opfern tatver-
dächtig. In 55 Fällen sollen Zuwanderer Widerstand gegen die Staatsgewalt geleistet ha-
ben. Der Vergleich mit den Städten Düsseldorf (Anzahl der Körperverletzungsdelikte: 200) 
und Essen (182) zeigt, dass Dortmund auffällig hohe Fallzahlen von Strafdelikten unter 
Beteiligung von zugewanderten Tatverdächtigen aufweist. Hingegen zählten in Essen bei 
Widerstandshandlungen gegen Vollstreckungsbeamte in nur 19 Fällen die Tatverdächti-
gen zur Gruppe der Zuwanderer.

Die AfD-Fraktion Dortmund bittet daher um Beantwortung folgender Fragen:

1. Warum wurden obige Erkenntnisse der nordrhein-westfälischen Landesregierung 
nicht in den städtischen Masterplan aufgenommen?

2. Hat die Ausländerbehörde Dortmund von obigen Straftaten, bei denen Zuwanderer 
tatverdächtig sind, Kenntnis? Wenn nein, warum nicht?

3. Wie beurteilt die Verwaltung die überdurchschnittliche Fallzahl zugewanderter Tat-
verdächtiger unter Beteiligung deutscher Opfer in Dortmund im Vergleich zu ande-
ren nordrhein-westfälischen Großstädten?

4. Warum berücksichtigt der Masterplan keine ausländerrechtlichen Maßnahmen ge-
gen ausländische Straftäter?

Die AfD-Fraktion Dortmund stellt zudem folgenden Antrag:

Der Ausschuss beauftragt die Stadt Dortmund, zukünftig die Sicherheitsaspekte 
„Straftaten durch ausreisepflichtige Ausländer, Kriminalität durch UMAs, Straftaten 
durch Zugewanderte gegen einheimische Opfer“ in den Masterplan Kommunale Si-
cherheit mitaufzunehmen und zu analysieren.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Peter Bohnhof f.d.R. Andreas Urbanek




